
Auch in dieser Ausgabe:

• Rückblick auf den September
• Aktuelles aus dem Rathaus

Von: Dr. Philipp Dees

Ende September ist der in einem 
umfangreichen Prozess erarbeitete 
Maßnahmenkatalog Klimaaufbruch 
in den Stadtrat eingebracht worden, 
Ende Oktober (nach Redaktions-
schluss) soll der Stadtrat über dessen 
Umsetzung beschließen. Erarbeitet 
worden ist dieser Maßnahmenka-
talog in einem umfangreichen Pro-
zess, an dem die wissenschaftliche 
Expertise aus dem ifeu-Institut, 
zufällig ausgewählte Erlanger Bür-
ger*innen sowie verschiedene Sta-
keholder*innen – Initiativen, Ver-
bände und Unternehmen wie die 
IHK, Siemens und der FAU oder auch 
verschiedene Umweltschutzverbän-
de – beteiligt waren.

Der Maßnahmenkatalog zeigt mit 
insgesamt 41 Maßnahmen in fünf 
Handlungsfeldern – übergreifende 
Maßnahmen, Energieversorgung, 
Gebäude, Mobilität und Ernährung 
und Konsum – auf, was in Erlangen 
zu tun ist, um das 1,5-Grad-Ziel – 
also eine Beschränkung der Erd-
erwärmung auf maximal 1,5 Grad 

Entschlossen Handeln 
gegen den Klimanotstand!

– zu erreichen: Dem Restbudget-An-
satz folgend – wie viel CO2 darf in 
Erlangen anteilig zur Welt maximal 
noch emittiert werden, damit die 
Temperatur nicht mehr als 1,5 Grad 
ansteigt – muss Erlangen dann noch 
vor 2030 klimaneutral sein. Das ge-
lingt nur mit massiven Veränderun-
gen in allen genannten Handlungs-
feldern.

Der Bericht zeigt aber auch: Die 
Stadt allein kann das Ziel der Klima-

neutralität vor 2030 nicht erreichen. 
Zum einen, weil der rechtliche Rah-
men fehlt: Die Stadt kann zum Bei-
spiel nicht vorschreiben, dass im 
Stadtgebiet nur noch Elektro-An-
triebe zulässig und konventionelle 
Verbrennungsmotoren verboten 
sind. Zum zweiten, weil selbst eine 
Stadt mit hohen Einnahmen, wie 
es Erlangen derzeit (noch) ist, mit 
den notwendigen Finanzmitteln für 
den Klima-Aufbruch überfordert ist: 
Alle Maßnahmen mit den notwen-
digen Personal- und Finanzmitteln 
umzusetzen, würde bedeuten, dass 
der Haushalt ein erhebliches Defi-
zit aufweisen würde. Die Stadt ent-
scheidet aber nicht alleine darüber, 
wie sie den Haushalt gestaltet, son-
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kontakt

SPD-Kreisverband Erlangen-Stadt
Vorsitzende:
Munib Agha & Sandra Radue

Geschäftsführer:
Fynn Geifes
Friedrich-List-Str. 5
91054 Erlangen

Telefon: 09131 812 65-22
Telefax: 09131 812 65-13
Mail: buero@spd-erlangen.de
Internet: spd-erlangen.de

Bankverbindung:
Sparkasse Erlangen
IBAN DE82 7635 0000 0000 0120 05

Bürozeiten: 
Mo		  17:00 - 19:00
Do-Fr		  09:00 - 12:00
und nach Terminvereinbarung

SPD-Stadtratsfraktion Erlangen
Vorsitzender:
Dr. Philipp Dees

Geschäftsführerin:
Katja Rabold-Knitter

Rathausplatz 1
91052 Erlangen

Telefon: 09131 86-2225
Mail:spd.fraktion@stadt.erlangen.de

Bürozeiten
Mo		  09:00 - 13:00 Uhr
Di		  09:00 - 13:00 Uhr
Mi		  geschlossen
Do		  09:00 - 13:00 Uhr
Fr		  geschlossen

Termine

09.11.	 15:00	 AG 60+: Sitzung	 Thalermühle	 S. 22

09.11.	 19:30	 Distrikt Tennenlohe: Distriktsversammlung	 Schlossgaststätte	 S. 20

15.11.	 19:00	 Distrikt Ost: Distriktsversammlung	 Brückenpaulus	 S. 19

15.11.	 20:00	 Distrikt Innenstadt: Distriktsversammlung	 Kulisse	 S. 18

16.11.	 20:00	 Distrikt Süd: Distriktsversammlung	 Bürgertreff Berliner Platz	 S. 21

17.11.	 20:00	 Kreismitgliederversammlung	 Güthlein	 S.3

20.11.	 12:00	 Distrikt Tennenlohe: Entenessen	 Schlößla	 S. 21

25.11.	 19:30	 Jusos: Sitzung mit Prof. Safferling	 August-Bebel-Haus	 S. 9 u. 21 

26.11.	 17:00	 Film & Gespräch	 Kreuz & Quer	 S. 24

23.11.	 15:00	 Filmnachmittag der AG 60+	 IGM-Saal	 S. 3

30.11.	 20:00 	 Distrikt West: Distriktsversammlung	 Güthlein	 S. 19
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Kreismitgliederversammlung
Liebe Genossinnen und Genossen,
wir laden Euch herzlich ein zur

Kreismitgliederversammlung
am Donnerstag, 17. November 2022, 20:00 Uhr

Gasthof Güthlein, Dorfstraße 14

Als Tagesordnung schlagen wir Euch vor:

1.	 Aktuelles und Begrüßung
2.	 Klimaaufbruch in Erlsangen mit Dr. Andreas Richter
3.	 Satzungsänderung (die Änderungen sind zu finden unter folgen-

dem Link: spd-erlangen.de/satzungsaenderung2022)
4.	 Anträge
5.	 Berichte aus den Distrikten und Arbeitsgemeinschaften
6.	 Verschiedenes

	 Munib Agha					     Sandra Radue

dern sie braucht eine Haushaltsge-
nehmigung von der Regierung von 
Mittelfranken. Und dieser muss sie 
nachweisen, dass die „langfristige 
Tragfähigkeit“ des Haushaltes ge-
währleistet ist. Die Stadt kann also 
nur in dem Umfang Stellen schaffen 
und Maßnahmen finanzieren, wie 
diese „langfristige Tragfähigkeit“ 
noch besteht (und das wird nicht 
leichter dadurch, dass es dafür keine 
eindeutige Definition gibt). Anders 
als der Bund, anders als das Land 
kann die Stadt nicht beliebig Son-
dervermögen schaffen und darüber 
Kredite aufnehmen – sondern wir 
müssen uns im Rahmen bewegen, 
den die Haushaltsvorschriften uns 
vorgeben. Und wir müssen dabei 
auch noch damit umgehen, dass 
angesichts der ökonomischen Ent-
wicklung die Wahrscheinlichkeit 
hoch ist, dass sich unsere gute Ein-
nahmensituation verschlechtert, 
Gewerbe- und Einkommenssteuer 
zurückgehen – und gleichzeitig auch 
die Stadt von den massiven Kosten-
steigerungen bei Baukosten, Energie 
und vielem mehr betroffen ist.

In dieser Situation haben wir uns 
entschieden, den Weg zu gehen, den 
der „Fahrplan Klimaaufbruch“ be-
reits angelegt hat: Innerhalb der 41 
Maßnahmen zu priorisieren und da-
bei die Maßnahmen auszuwählen, 
mit denen entweder schnell durch 
die Stadt selbst eine hohe CO2-Ein-
sparung erreicht werden kann oder 
Menschen, Unternehmen, Verbände 
etc. angestoßen werden, ihrerseits 
schnell zu großen CO2-Einsparun-
gen zu kommen. Schon bei der Er-
stellung des „Fahrplans Klimaauf-
bruch“ sind dafür 12 sogenannte 
„Leuchtturm-Maßnahmen“ aus-
gewählt worden. Diese werden wir 
nun vorrangig umsetzen, ergänzt 
um das Einwirken auf Bundes- und 
Landesebene, damit der Rahmen, 
in dem wir handeln können, ausge-
weitet wird, und um eine verstärkte 
Öffentlichkeitsarbeit zum Thema 
Klimaschutz.

Bei der Umsetzung dieser Leucht-
turm-Maßnahmen werden wir die 
Grenzen, die uns gesetzt sind, ausrei-
zen. Das wird harte Entscheidungen 
bedeuten, denn: Um die notwen-

digen Personalstellen zu schaffen 
und die notwendigen Finanzmittel 
bereitzustellen, werden wir ande-
re Aufgaben und Projekte zurück-
stellen müssen. Das wird an vielen 
Stellen bedeuten, dass Leistungen 
der Stadt nicht in dem Umfang, in 
der Qualität erbracht werden kön-
nen, in dem wir, Bürger*innen und 
Unternehmen in unserer Stadt sich 
das wünschen. Es wird längere Be-
arbeitungszeiten geben, Verzicht 
auf Investitionsprojekte und eini-
ges mehr. Und es wird daran natür-
lich auch Kritik geben. Aber wir sind 
überzeugt: Weil der Klimaaufbruch 
keinen Aufschub duldet, weil ent-
schlossenes Handeln notwendig ist, 
müssen wir diesen Weg gehen.
Unbegrenzt kann man andere Auf-
gaben der Stadt aber nicht zurück-
stellen. Denn wir müssen natürlich 
auch das soziale Gefüge in unserer 
Stadt und die Herausforderungen in 
anderen Gebieten im Blick behalten. 
Nur drei Beispiele: Wir können nicht 
entscheiden, die KiTas, deren Gebäu-
de in den nächsten Jahren fertigge-
stellt werden und deren Plätze Eltern 
in unserer Stadt dringend brauchen, 
nicht in Betrieb zu nehmen, weil wir 
die notwendigen Personalstellen 
nicht schaffen. Und es kommt auch 
nicht in Frage, dass wir den Men-
schen, die ab Anfang 2023 durch die 
von der SPD im Bund durchgesetzte 

Wohngeld-Reform oder das neue 
Bürgergeld Anspruch auf Leistun-
gen haben, diese nicht auszahlen, 
weil das Personal zur Antragsbe-
arbeitung fehlt – und das gerade in 
einer Zeit, wo diese Menschen ange-
sichts der steigenden Energie- und 
Lebensmittelpreise dringend auf die 
Leistungen angewiesen sind. Oder 
dass wir ausgerechnet in dieser an-
gespannten Situation die Zuschüsse 
für soziale Einrichtungen nicht, wie 
es z.B. steigende Energiekosten nö-
tig machen, erhöhen, sondern sogar 
kürzen.

Ja: Das schränkt uns weiter ein. Aber 
für den sozialen Zusammenhalt in 
unserer Stadt sind diese Rücksicht-
nahmen wichtig. Und wenn uns 
der soziale Zusammenhalt entglei-
tet, dann ist auch dem Klimaschutz 
nicht gedient: Denn dann haben 
Demagog*innen und Populist*innen 
leichtes Spiel, die nicht nur unsere 
Demokratie und die offene Gesell-
schaft in Frage stellen, sondern eben 
auch den Klimanotstand negieren.
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Wir gratulieren* zum GeburtstaG  &
wünschen euch für euer nächstes
Lebensjahr alles gute!

02.11.	 Angelika Veelken 
67 Jahre

03.11.	 Friedrich Drechsler 
78 Jahre

03.11.	 Gerhard Carl 
74 Jahre

03.11.	 Hans Jürgen Schäfer 
77 Jahre

03.11. 	 Ruth Sych 
89 Jahre

04.11.	 Franz Höfer 
72 Jahre

04.11.	 Herbert Hummich 
85 Jahre

04.11.	 Marianne Vittinghoff 
79 Jahre

08.11.	 Christine Bauer 
70 Jahre

08.11.	 Rosemarie Pfister 
89 Jahre

11.11.	 Anne Reeh 
75 Jahre

*Den Mitgliedern unserer Partei gratulieren wir zum 50., 60. & 65. Geburtstag sowie ab dem 70. Lebensjahr im Monatsspiegel

13.11.	 Wolfgang Peter 
72 Jahre

19.11.	 Anton Neubauer 
83 Jahre

20.11.	 Klaus Speicher 
75 Jahre

22.11.	 Lutz Reyher 
95 Jahre

23.11. 	 Axel Graemer 
72 Jahre

25.11.	 Dagmar Paliwal 
80 Jahre

27.11.	 Friedrich Schrenk 
81 Jahre

28.11.	 Barbara Thaler 
74 Jahre

28.11.	 Erich-Herbert Mondon 
83 Jahre

29.11.	 Herdith-Grete Coerlin 
72 Jahre
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Der ErlangenPass
plus kommt - SPD 
setzt zentrales
Wahlkampf-
versprechen um

Nach dem großen Erfolg des von der 
SPD nach 2014 eingeführten Erlang-
enPass hat die SPD in ihrem Wahl-
programm 2020 gemeinsam mit 
Oberbürgermeister Florian Janik 
vorgeschlagen, den Pass deutlich 
auszuweiten: Auch Menschen mit 
niedrigen Einkommen, die aber kei-
ne Sozialleistungen beziehen, sollen 
Zugang zu den Vergünstigungen des 
ErlangenPass erhalten. Dafür wur-
de der neue Begriff „ErlangenPass 
plus“ geprägt.

Mit einer Vorlage zum Sozial- und 
Gesundheitsausschuss und dann 
zum Stadtrat im Oktober wird die-
ses Vorhaben nun umgesetzt: Den 
ErlangenPass erhalten künftig zum 
einen auch Studierende und Auszu-
bildende, die BAföG bzw. Berufsaus-
bildungsbeihilfe erhalten. Vor allem 
aber können den Pass künftig Men-
schen in Haushalten mit niedrigem 
Einkommen beantragen: Z. B. er-
halten Alleinstehende bis zu einem 
Nettoeinkommen von rund 1.600 
Euro künftig den Pass, bei einem 
Paar mit zwei Kindern gilt als Gren-
ze ein Haushaltseinkommen von gut 
3.000 Euro. Die Einkommensgren-
zen werden fortlaufend an die Ent-
wicklung der Lebenshaltungskosten 
angepasst.

„Schon mit dem ErlangenPass ha-
ben wir dafür gesorgt, dass viele 
Menschen erheblich mehr am ge-
sellschaftlichen Leben teilhaben 
können“, kommentiert der SPD-Frak-
tionsvorsitzende Philipp Dees: „Mit 
dem ErlangenPass plus wird es nun 
nochmal deutlich mehr Menschen 
geben, denen wir das ermöglichen. 
So wird es für viele Familien, die 
mit ihrem Einkommen nur knapp 

Neues aus dem Rathaus: Das Rathaustelegramm

auskommen, nun leichter, sich zum 
Beispiel einen Schwimmbadbesuch 
zu leisten, Konzerte oder Veranstal-
tungen z.B. im E-Werk zu besuchen 
oder Kurse bei der Volkshochschu-
le oder der Sing- und Musikschu-
le zu belegen. Das ist gerade jetzt, 
wo viele von den stark steigenden 
Energie- und Lebenshaltungskosten 
betroffen sind und ihre Freizeitakti-
vitäten einschränken müssen, eine 
Erleichterung – etwas mehr Luft, um 
am Leben in unserer Stadt teilhaben 
zu können.“

„Wir freuen uns auch, wie viele Ver-
bände, Vereine und auch private 
Unternehmen Menschen mit Er-
langenPass Rabatte anbieten“, er-
gänzt SPD-Sozialsprecher Andreas 
Bammes: „Wir hoffen, dass diese 
auch beim ErlangenPass plus an 
Bord bleiben – denn auch das ist ein 
wichtiger Beitrag für ein gutes Zu-
sammenleben in unserer Stadt.“
„Wir machen einen großen Schritt 
zu mehr Teilhabe und mehr Gerech-
tigkeit in unserer Stadt“, so Dees 
gemeinsam mit SPD-Seniorenspre-
cherin Dunja Zaouali: „Wir danken 
dem Sozialreferenten, den Amts-
leitungen und den Mitarbeiter*in-
nen im Sozialreferat, die parallel zur 
hohen Belastung durch Corona und 
Ukraine-Flüchtlinge unseren Vor-
schlag des ErlangenPass plus in ein 
überzeugendes Konzept umgesetzt 
haben. Die SPD bringt soziale Ge-
rechtigkeit weiter voran!“

Rollenbilder 
hinterfragen

„Wer die menschliche Gesellschaft 
will, muss die männliche überwin-
den“ lautet eine Kernforderung aus 
dem SPD-Grundsatzprogramm. 

Bei dieser Forderung geht es mit-
nichten darum, Männer zu verteu-
feln. Vielmehr sollen Rollenbilder 
und Strukturen hinterfragt werden. 
Denn sie tun keinem Menschen gut.
Noch immer herrschen Rollenbilder 

und Klischees vor: Da ist es Frauen-
sache, sich um andere zu kümmern, 
oder männlich, andere zu beschüt-
zen oder sich um Technik zu küm-
mern. Jeden Tag merken wir: Diese 
Rollenbilder stimmen nicht mit dem 
überein, wie wir Menschen kennen.
Und sie schränken ein: Kinder und 
Jugendliche, wenn sie ihre Interes-
sen entwickeln und entfalten wol-
len. Aber auch für Erwachsene wer-
den sie oft zu Last. 

All diese Themen greift die Kampa-
gne „Männlichkeiten“ vor Ort in Er-
langen auf. Ziel der Kampagne ist es, 
mit Plakaten, Postkarten und Veran-
staltungen zum Nachdenken anzu-
regen, Impulse zu geben, zur freien 
Entfaltung zu ermutigen aber auch 
Bilder von Männlichkeit zu hinter-
fragen. Denn leider stecken allzu oft 
auch in unserer Gesellschaft hinter 
falschen Vorstellungen von Männ-
lichkeit Sexismus und Gewalt.
Hervor gegangen ist die Kampagne 
aus einem Antrag der SPD-Fraktion.

Philipp Dees ist 
Landtagskandidat 
der SPD Erlangen – 
Sophia Waldmann 
kandidiert für den 
Bezirkstag

Der Vorsitzende der Stadtratsfrak-
tion, Philipp Dees, wurde von der 
Nominierungsversammlung ein-
stimmig als Landtagskandidat für 
den Stimmkreis Erlangen – der 
neben Erlangen auch Heroldsberg 
und Möhrendorf umfasst – nomi-
niert. Gleichzeitig wurde, ebenso 
einstimmig, Sophia Waldmann, die 
Vorsitzende der Erlanger Jusos, zur 
Bezirkstagskandidatin gewählt.

„Energiekrise, Klimakrise, hohe Infla-
tion, Lehrer*innenmangel, Mangel 
bei Erzieher*innen, eine angespann-
te Situation in unseren Krankenhäu-
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sern und Pflegeeinrichtungen – es 
gibt unzählige Themen, bei denen 
endlich gehandelt werden muss – es 
die Regierung in München aber nicht 
tut”, sagte Philipp Dees in seiner Be-
werbungsrede: „Ich will dazu dafür 
sorgen, dass diese Themen endlich 
angegangen werden. Dazu bringe 
ich meine Erfahrungen aus dem Er-
langer Stadtrat mit, wo wir seit Jah-
ren erfolgreich Politik gestalten.”

Die Region Erlangen und Erlangen-
Höchstadt brauche nach dem Aus-
scheiden von Alexandra Hiersemann 
weiter eine sozialdemokratische 
Stimme in München, so Dees wei-
ter: „“Das Nichts-Tun der Regierung 
schadet nicht nur den Menschen. 
Es ist mittlerweile auch eine riesige 
Gefahr für den Wirtschaftsstand-
ort Bayern und damit die Arbeits-
plätze unzähliger Menschen. Alleine 
die verpennte Energiewende kann 
dafür sorgen, dass Unternehmen 
sich für andere Standorte entschei-
den, wo Energie aus erneuerbaren 
Quellen zuverlässig und günstig zur 
Verfügung steht – weil rechtzeitig 
entschieden wurde. Uns als starke 
Wirtschaftsregion kann das heftig 
treffen. Ich möchte dafür sorgen, 
dass durch klare Entscheidungen 
die Zukunft unserer Region und der 
Menschen gesichert wird!“

Dees machte auch deutlich: „Ich 
habe keine Lust, in der Opposition 
zu sitzen. Ich möchte, dass die SPD 
in Verantwortung kommt. Denn nur 
dann können wir Bayerns Zukunft 

sozial, ökologisch, aber vor allem er-
folgreich gestalten!”

Sophia Waldmann will sich im Be-
zirkstag für den Ausgleich sozialer 
Ungleichheiten einsetzen. Ihre poli-
tischen Ziele kann Waldmann klar 
benennen: „Als SPD müssen wir 
die gesellschaftliche und politische 
Teilhabe von Menschen mit Behin-
derung stärken und für die mög-
lichst unbürokratische Umsetzung 
des Bundesteilhabegesetzes sorgen 
Menschen mit egal welchen Ein-
schränkungen sollten faire und für 
sie passende Ausbildungs- und Er-
werbsmöglichkeiten finden können. 
Wir wollen, dass Kinder mit und 
ohne Behinderung gemeinsam ler-
nen und aufwachsen können; Und 
wir brauchen eine ausreichende und 
gute Versorgung für Menschen mit 
psychischen und/oder Suchterkran-
kungen.“ Als langjährige Jugendlei-
terin ist ihr die beim Bezirk liegende 
Förderung der Jugendarbeit beson-

ders wichtig.

Zudem lobt Waldmann in ihrer Be-
werbungsrede die derzeitige Arbeit 
der SPD-Bezirkstagsfraktion Mittel-
franken, die sich für Projekte gegen 
Rechtsextremismus, und für die Ent-
stehung eines kritischen Gedenkorts 
in der ehemaligen “HuPflA” in Erlan-
gen einsetzt.

Mehr über Philipp Dees und Sophia 
Waldmann erfahren Sie unter den 
angegeben Links und natürlich in 
persönlichen Gesprächen.

Sichtbarkeit schafft
Sicherheit - am CSD
und allen anderen
Tagen!

Zum dritten Mal wurde in diesem 
Jahr der CSD in Erlangen gefeiert 
mit vielen strahlenden Gesichtern, 
klaren Statements und guter Laune. 
Flankiert wurden Umzug und Kund-
gebung von Regenbogenfahnen an 
städtischen Gebäuden, wie von der 
SPD-Fraktion beantragt.

Der Christopher Street Day ist eine 
Demonstration für die rechtliche 
Gleichstellung aller Menschen, für 
Akzeptanz und für ein friedvolles 
und von gegenseitigem Respekt ge-
prägtes Leben aller miteinander. Ihn 
zu begehen ist weiterhin wichtig, 
um gemeinsam selbstbewusst für 
einander einzutreten und Forde-
rungen Nachdruck zu verleihen wie 
rechtlicher Gleichstellung, Sensibili-

Unsere Kandidierenden:
Sophia Waldmann für den Bezirk & Dr. Philipp Dees für den Landtag
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sierung und gelebter Solidarität, um 
queere Identitäten und Lebenswei-
sen selbstverständlich zu machen.

Sicherheit für queere Menschen ist 
mehr als der Schutz vor körperlicher 
oder verbaler Gewalt. Sicherheit 
heißt auch selbst über den eigenen 
Körper und die eigene Identität be-
stimmen zu können, dass queere 
Familien füreinander sorgen kön-
nen und auch rechtlich anerkannt 
werden, dass Medizin und Psycho-
logie sensibel für queere Identitä-
ten und Lebensentwürfe sind, dass 
die queere Community politische 
Mitbestimmung erhält und in ihrer 
Selbstorganisation gestützt und 
ernst genommen wird.

Vieles davon kann nur auf Bundes-/ 
Landesebene angegangen werden. 
Die Ampelkoalition hat als erste Re-
gierung mit Sven Lehmann einen 
Beauftragten für die Akzeptanz se-
xueller und geschlechtlicher Vielfalt 
benannt. Bayern hingegen ist das 
einzige Bundesland ohne einen Ak-
tionsplan zum Thema.

Was in Erlangen bereits passiert: 
Dieses Jahr wurde ein Modellver-
such gestartet für kostenlose Mens-
truationsartikel, welcher 2023 nicht 
nur weitergeführt, sondern auch 
ausgeweitet werden soll. Auch die 
Aufklärungskampagne für mehr 
Sichtbarkeit von queeren Lebens-
weisen wurde durchgeführt und 
wird für 2023 erneut beantragt.

Am Ende der Kundgebung gab es 
einen Polittalk, bei denen Sophia 
Waldmann und Philipp Dees mit 
ihren Statements überzeugen konn-
ten. So sprach Sophia Waldmann 
davon, dass „… egal ob politisch 
queer oder nicht: queeres Leben hat 
immer ein feministisches Grundan-
liegen – gesellschaftliche Erwartun-
gen und Strukturen aufbrechen, die 
Männer*/Frauen*/queere Menschen 
unglücklich machen, die der Unter-
drückung von FLINTA*s dienen, der 
kapitalistischen Ausbeutung weibli-
cher Care-Arbeit und der politischen 
Dominanz einer alten, weißen und 
männlichen Elite.“

Philipp Dees verwies auf den lang-
jährigen und vehementen Einsatz 
der Erlanger SPD für Anliegen der 
queeren Community und aktuell 
besonders auf die Schaffung eines 
queeren Treffpunkts als Schutz-
raum: „Es scheitert weder am Wil-
len, noch am Geld. Es muss geklärt 
werden, wo dieser Schutzraum ge-
staltet werden kann als tatsächli-
cher Raum, der Schutz bietet. Dieser 
Raum muss in Selbstverwaltung or-
ganisiert werden. Wir sind zu dem 

Thema im engen Austausch mit der 
Community und dem #makeyour-
townqueer Verein. Weitere Gesprä-
che stehen im Oktober an.“

Für das Recht auf 
sichere Abtreibung -
für alle Frauen, in 
Bayern, in Deutsch-
land und weltweit! 

Der Safe Abortion Day am 28.09. 
hat auf die prekäre Situation vieler 
Frauen* aufmerksam gemacht, die 
eine Schwangerschaft abbrechen 
wollen und dabei erheblichen Ge-
fahren ausgesetzt sind.

In vielen Ländern gehen Frauen*, 
die eine Schwangerschaft abbre-
chen wollen, sehr hohe gesundheit-
liche Risiken ein, da sie zu illegalen 
Abtreibungen gezwungen werden. 
Selbst darüber zu entscheiden, ob 
sie* ein Kind austragen will, gehört 
für Frauen* zu den grundlegenden 
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Rechten. Auch in Deutschland wird 
das Recht auf einen sicheren, me-
dizinisch kompetent ausgeführten 
Schwangerschaftsabbruch in der 
Realität stark eingeschränkt, da es 
in vielen Regionen kaum Kliniken 
und Ärzt*innen gibt, die den Eingriff 
durchführen.

„Gerade Bayern macht es betroffe-
nen Frauen* besonders schwer. In 
keinem anderen Bundesland bieten 
weniger Ärzt*innen Schwanger-
schaftsabbrüche an; es sind bayern-
weit nicht einmal 50 Kliniken und 
Ärzt*innen. Fast zwei Drittel aller 
Eingriffe finden in München statt, 
weil es in vielen Regionen gar keine 
Versorgung gibt. Frauen* müssen 
also oft weite Strecken zurücklegen. 
Das ist eine zusätzliche und unnöti-
ge Belastung“, erklärt Sophia Wald-
mann, Bezirkstagskandidatin der Er-
langer SPD.

Im Namen der Jusos, der SPD-
Stadtratsfraktion und der Erlanger 
Arbeitsgemeinschaft sozialdemo-
kratischer Frauen riefen Sophia 
Waldmann, Barbara Pfister und Lisa 
Kaufmann dazu auf, gegen diese 
Missstände zu protestieren und dies 
auch durch ein Foto („Wir tragen 
Lila“) in den sozialen Medien zum 
Ausdruck zu bringen. Daran beteiligt 
haben sich, neben den bereits ge-
nannten, u.a. die Stadträt:innen Va-
leria Fischer, Munib Agha und José 
Ortega Lleras, die Bezirksrätin Gisela 
Niclas sowie der Sozialreferent der 
Stadt Erlangen, Dieter Rosner und 
der Oberbürgermeister Dr. Florian 
Janik.

Protestiert wird gegen die Beschnei-
dung des Selbstbestimmungsrechts 
und gefordert wird eine umfassende 
Aufklärung über Schwangerschafts-
abbrüche und eine ausreichende 
flächendeckende medizinische Ver-
sorgung in diesem Bereich.
Unsere Solidarität gilt allen Frauen 
dieser Welt, die bedroht und krimi-
nalisiert werden und deren Gesund-
heit gefährdet ist, wenn sie sich 
gegen eine Schwangerschaft ent-
scheiden.

Street-Art-Porträt 
von Kurt Eisner in 
Erlangen

Ein erster Schritt zur Gestaltung des 
Kurt-Eisner-Platzes ist getan: Seit 
einigen Tagen findet sich an der an-
grenzenden Parkhausfassade ein 
großes Street-Art-Porträt des ersten 
Ministerpräsidenten des Freistaats 
Bayern, eben Kurt Eisner.

„Uns ist das Gedenken an Kurt Eis-
ner und die würdige Gestaltung des 
Platzes ein wichtiges Anliegen“, so 
der SPD-Fraktionsvorsitzende Phil-
ipp Dees: „Eine große Umgestaltung 
des Platzes wird aber noch einige 
Zeit dauern, weil unter anderem die 
Funktion als Evakuierungsfläche für 
das Rathaus eine sehr genaue Pla-
nung notwendig macht. Deshalb 

sind wir sehr froh, dass auf unse-
re Idee hin jetzt ein großes Porträt 
deutlich macht, wem der Platz ge-
widmet ist.“

Kurt Eisner war 1918 einer der An-
führer*innen der friedlichen Revolu-
tion in München, rief am 8. Februar 
1918 den Freistaat Bayern aus und 
wurde dessen erster Ministerpräsi-
dent.

Geboren 1867 in Berlin war Eisner 
als Journalist und Publizist für ver-
schiedene, vor allem sozialdemo-
kratische Zeitungen tätig und kam 
in diesem Zusammenhang zunächst 
nach Nürnberg und später nach 
München.

Unterstützte er zu Kriegsbeginn 
noch den Kriegskurs Deutschlands 
und damit auch die Zustimmung der 
SPD zu den Kriegskrediten, wurde er 

Das fertige Kunstwerk am Kurt-Eisner-Platz
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Jusos: Die bedeutung der 
Nürnberger Prozesse Heute

mit Prof. Dr. Christoph Safferling zu Gast
bei den Jusos am 22.11.

Anlässlich des sich jährenden Beginns des Nürnberger Hauptkriegsver-
brechertribunals vom 20.11.1945 planen wir am 22.11. eine Sitzung mit 
Prof. Dr. Christoph Safferling, in der es um die Nürnberger Prozesse und 
ihre Einbindung in das weite Feld des Themas Antifaschismus gehen 
wird. Prof. Dr. Safferling hat den Lehrstuhl für Strafrecht, Strafprozess-
recht, Internationales Strafrecht und Völkerrecht an der FAU inne und gilt 
als Experte auf dem Gebiet der Aufarbeitung des NS-Unrechts. Die Besu-
cher:innen erwartet dementsprechend ein anschaulicher & informativer 
Abend, an dem wir uns, wie immer, über regen Besuch freuen.“

schnell zum Kriegsgegner und über-
zeugten Pazifisten. Als sich die SPD 
über der Kriegsfrage spaltete, wurde 
Eisner 1917 Mitglied der USPD und 
einer von deren führenden Köpfen 
in München. Als solcher führte Eis-
ner die Demonstrationen an, die am 
Abend des 7. November 1918 zur 
Flucht des bayerischen Königs aus 
München führten und in der folgen-
den Nacht zur Ausrufung der Repu-
blik in Form des „Freistaats“. Es war 
auch Eisner, der dafür sorgte, dass 
die Revolution zunächst friedlich 
blieb – „jedes Menschenleben soll 
heilig sein“ rief er am 7. November 
den Demonstrant*innen zu.

Als Ministerpräsident einer Regie-
rung aus USPD und SPD gestaltete 
Eisner den Übergang Bayerns zur 
Demokratie, führte unter anderem 
den Acht-Stunden-Tag und das Frau-
enwahlrecht ein, musste aber auch 
zwischen dem zunehmenden Druck 
radikalerer Revolutionär*innen aus 
der USPD und später der KPD und 
den Vertreter*innen einer parlamen-
tarischen Demokratie, darunter die 
Mehrheits-SPD, lavieren.

Im Januar 1919 verlor Eisners USPD 
die erste demokratische Landtags-
wahl in Bayern verheerend. Zur 
Konstituierung des Landtags am 21. 
Februar 1919 wollte Eisner das Mi-
nisterpräsidentenamt demokratisch 
übergeben, wurde auf dem Weg 
zum Landtag aber von einem völki-
schen Nationalisten, auch aus anti-
semitischen Motiven – Eisner war 
Jude – ermordet. Der Mord führte 
zur weiteren Radikalisierung der 
revolutionären Bewegung in Mün-
chen, die in der Münchner Räterepu-
blik und deren blutiger Niederschla-
gung durch Freikorps gipfelte. Der 
Kampf völkischer Gruppen gegen 
die Revolution wiederum war eine 
Basis dafür, dass der Aufstieg der 
Nationalsozialisten wesentlich von 
München ausging.

Eisner selbst wurde im zunehmend 
konservativ-nationalistischen und 
auch völkischen Bayern verfemt 
und seine historische Leistung weit-
gehend ignoriert. Bis in die 1970er 
Jahre gab es kaum Gedenken an ihn, 
selbst dann wurden noch die ers-

Aber nochmals: Wir sind entschlos-
sen, all das zur Bekämpfung des Kli-
manotstands und zur Umsetzung 
des Maßnahmenkatalogs zu tun, 
was wir im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten tun können. Wir sind fest-
entschlossen, für die Maßnahmen, 
die wir aufgrund der Rahmenbedin-
gungen zunächst nicht umsetzen 
können, Wege zu finden, die damit 
verbundenen Ziele doch zu errei-

chen. Und wir werden alle Möglich-
keiten nutzen, die wir haben, um bei 
Land und Bund zu erreichen, dass 
diese ebenso entschlossen gegen 
den Klimawandel handeln und un-
sere Handlungsmöglichkeiten er-
weitern. Denn den Klimanotstand 
nicht zu bekämpfen, kommt nicht in 
Frage!

Weitere Informationen zum Maß-
nahmenkatalog Klimaaufbruch, zu 
dessen Erarbeitung und Umsetzung 
gibt es hier: 
erlangen.de/klima-aufbruch

>> Fortsetzung von Seite 3

ten Denkmäler und Straßenbenen-
nungen von Konservativen in Frage 
gestellt. Noch 2019 schaffte es der 
bayerische Ministerpräsident, in sei-
ner Rede zu 100 Jahren Freistaat den 
Namen Kurt Eisner kein einziges Mal 
zu erwähnen.

In Erlangen wurde insbesondere 
auch auf Initiative der Gewerkschaf-
ten anlässlich des 100. Jubiläum des 
Freistaats Bayern der Platz hinter 
dem Rathaus nach Kurt Eisner be-
nannt.
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Von: Sophié Eidt, Johanna Pfister, 
Sophia Waldmann

Die Entwicklung der Europäischen 
Asylpolitik in den letzten Jahren 
und ihre Zukunft - das war das The-
ma der von den Jusos gestalteten 
Kreismitgliederversammlung im 
September. 
Seit 2015 wurde keine Lösung für 
die Versorgung von Geflüchteten 
innerhalb und an den Grenzen der 
EU gefunden. Die Asylpolitik der EU 
ist stattdessen geprägt von einer 
Stärkung des Grenzschutzes in Form 
von Frontex und von der Strategie 
der Externalisierung. Das bedeutet, 
dass Migrationspolitik und Grenz-
schutz auf Nicht-EU-Territorium und 
externe Akteure verschoben wer-
den, um sich selbst nicht die Hände 
schmutzig machen zu müssen. Da-
bei geht es vor allem um die Verhin-
derung von Migration und nicht um 
Menschenrechte. Nichts davon ent-
spricht unseren Vorstellungen einer 
menschenwürdigen Migrations-
politik. Die EU muss auch an ihren 
Außengrenzen Menschenrechte ein-
halten (Pushbacks verhindern!) und 
humanitäre Hilfe für Flüchtende 
organisieren, anstatt sie über Jahre 
ohne Perspektive in Lager zu sperren 
oder einfach sich selbst zu überlas-
sen. Dafür braucht es nicht zuletzt 
eine faire und funktionierende Ver-
teilung der Zuständigkeiten für Asyl-
verfahren zwischen den Mitglieds-
staaten, und legale Flucht- und 
Migrationswege.

Das Asyl-Kapitel des Koalitionsver-
trags 2021-25 verspricht hier viel: 
ein staatlich koordinierte Europäi-
sche Seenotrettungsmission, stär-
kere parlamentarische und rechts-
staatliche Kontrolle von Frontex, 
digitale vergebene humanitäre Visa 
für gefährdete Personen, die Ver-
besserung der Standards für die 
Unterbringung und Versorgung von 
Geflüchteten und das Vorangehen 
mit einer Koalition der aufnahme-
bereiten Mitgliedstaaten. Im kras-
sen Kontrast dazu steht der 2020 
eingebrachte Vorschlag der EU-
Kommission, über den die jetzt SPD-
geführte Bundesregierung mitent-
scheiden muss. Es ist klar, dass die 
jetzige Regierung auf den Vorschlag 
selbst wenig Einfluss hat, und die 
Erlangung eines EU-weiten Kom-
promisses von den (teils besorgnis-
erregenden) politischen Realitäten 
in den Mitgliedsstaaten abhängen. 
Trotzdem enthält der Vorschlag 
Punkte, die mit Rechtsstaatlichkeit 

und unseren oben formulierten An-
sprüchen überhaupt nicht vereinbar 
sind. Das Recht auf Asyl wird durch 
die geplanten Screening- und Asyl-
grenzverfahren und die Fiktion der 
Nicht-Einreise ausgehöhlt. Beides 
wurde in der Diskussion auch von 
Alexandra Hiersemann kritisiert: 
Rechtliche Entscheidungen, gegen 
die man sich nicht mit Rechtsmit-
teln wehren kann, widersprechen 
klar dem Prinzip der Rechtsstaatlich-
keit. Das gleiche gilt für Asylschnell-
verfahren, in denen die Betroffenen 
keinen Zugang zu rechtlicher Bera-
tung erhalten. Unklar ist dagegen, 
ob sich durch den Verteilungsme-
chanismus und die neuen Verfah-
ren irgendetwas an der Situation an 
den EU-Außengrenzen zum Guten 
ändert. Denn das Prinzip der Erst-
einreise bleibt erhalten, und die 
Fiktion der Nicht-Einreise erfordert 
freiheitsentziehende Maßnahmen – 
das bedeutet weiterhin den Aufent-
halt vieler Geflüchteter in haftähn-

Rückblick auf September: 
Kreismitgliederversammlung zur 
Europäischen Asylpolitik



Seite 11

lichen Bedingungen, während ihre 
Asylverfahren scheinbar vor allem 
durch das Aufweichen rechtsstaatli-
cher Prinzipien beschleunigt werden 
sollen. Wenn wir unseren eigenen 
Ansprüchen und den Zielsetzungen 
des Koalitionsvertrags gerecht wer-
den wollen, kann die SPD als Regie-
rungspartei diese Vorschläge der 
EU-Kommission nicht unterstützen.
Als kommunale Akteur*innen wa-
ren Dieter Rosner und Elizabeth 
Nicholson (Vertreterin des AIB) zur 
Diskussion eingeladen. Eine wilde 
Mischung politischer Zuständigkei-
ten, nachdem der Vortrag sich ja vor 
allem den politischen Vorhaben auf 
europäischer Ebene gewidmet hatte. 
Aber der Grund ist einfach: Als Kom-
mune schafft Erlangen die gesell-
schaftlichen Bedingungen, die für 
einen Wandel der Asylgesetzgebung 
notwendig sind. Erlangen ist ein Si-
cherer Hafen. Das heißt, die Stadt 

erklärt sich bereit, mehr Geflüchte-
te aufzunehmen, als sie nach dem 
Königsteiner Schlüssel müsste. Da-
für werden Kapazitäten aufgebaut 
und versucht, so viele Angebote wie 
möglich zu schaffen. Wofür wir uns 
in Erlangen noch stärker einsetzen 
müssen, sind die finanzielle Unter-
stützung von Organisationen und 
Kommunen, die Hilfe an den euro-
päischen Außengrenzen leisten. Zu 
zeigen, dass das alles gewollt ist und 
funktionieren kann, bringt manch-
mal vielleicht mehr als hitzige und 
polarisierte Diskussionen. Die Siche-
ren Häfen erklären aber auch, sich 
auf allen politischen Ebenen für si-
chere Fluchtwege und das Ende der 
EU-Abschottungspolitik einzuset-
zen. Die aktuelle Situation in der EU 
zeigt, dass das weiterhin bitter nötig 
ist. Diesen politischen Druck und 
das Einfordern einer menschlichen 
Asylpolitik auf Landes-, Bundes- und 

EU-Ebene – das müssen wir genau-
so ernst nehmen wie die unmittel-
baren Aufgaben der Versorgung von 
Asylsuchenden, wenn sich an der 
Menschenfeindlichkeit der Festung 
Europa nochmal etwas ändern soll!
Anmerkung: Wer die Power-Point-
Präsentation aus der KMV haben 
möchte, kann sich gerne per Mail 
bei Sophia Waldmann (sophia-wald-
mann@outlook.de) wenden.
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Von: Martin Prokopek

Mittlerweile ist es schon einige Mo-
nate her, dass auf dem Gebiet der 
Ukraine ein Krieg tobt, der weit über 
die Annexion der Krim durch Russ-
land hinausgeht. Spätestens seit Fe-
bruar hat daher auch die:der Letzte 
angefangen, sich für das Verhältnis 
zwischen dem westlichen Verteidi-
gungsbündnis NATO und der Russi-
schen Föderation zu interessieren.
Ich bin da keine Ausnahme und 
wollte mir einen Überblick über die 
Geschichte dieser komplexen Be-
ziehung verschaffen. Dabei heraus-
gekommen ist ein Vortrag namens: 
„Die NATO und Russland: Entwick-
lung der NATO in Europa und Be-
wertung des russischen Vorgehens 
in der Ukraine“, den ich Ende Mai im 
Rahmen einer Juso-Sitzung präsen-
tiert habe. Nachdem wir uns bei den 
Jusos zuvor darauf geeinigt hatten, 
Vorträge nach Möglichkeit auch in 
den Monatsspiegel zu überführen 
und ich nun nach meinem schriftli-
chen Staatsexamen etwas Zeit habe 
(Klopf auf Holz, dass das Ergebnis 
passt) möchte ich den Beitrag in ge-
kürzter Fassung nun nachreichen.

Was den Beitrag auch mehrere Mo-
nate nach dem Vortrag noch lesens-
wert macht, ist sein Fokus auf drei 
Aspekte, die nicht von den Gescheh-
nissen abhängig sind, die nach dem 
russischen Angriff auf die Ukraine 
stattgefunden haben, jedoch zum 
Verständnis der aktuellen Situation 
beitragen. So geht es im ersten Ab-
schnitt schlicht und ergreifend um 
die NATO und ihre geschichtliche 
Entwicklung in Europa. Hierbei spielt 
die Beziehung zu Russland denknot-
wendigerweise eine große Rolle. In 
einem kurzen zweiten Abschnitt be-
werte ich politisch das Bedrohungs-
potential für Russland, um zum 
Schluss im dritten Abschnitt sowohl 
rechtlich als auch politisch eine Ant-
wort auf die Frage zu suchen, ob sich 
der russische Angriff auf die Ukraine 
irgendwie rechtfertigen lässt.

Die Nato und Russland: 
Historie & Bewertung

1. Die NATO in Europa: 
KLarstellung &
Historie

Die „North Atlantic Treaty Organi-
sation“ oder „Organisation du Traité 
de l’Atlantique Nord“ wurde von 12 
Staaten am 04.04.1949 auf Basis 
einer wachsenden Bedrohung von 
russischer Seite gegründet. Die an-
schließende Erweiterung der NATO 
lässt sich in vier Etappen aufteilen: 
1952-1982 erweiterte sich die NATO 
in Richtung Westen um vier Staa-
ten. 1999 folgte die erste Osterwei-
terung mit drei Staaten, woraufhin 
sich 2004 im Rahmen ihrer Aufnah-
me in die EU 7 weitere Ost-Staaten 
der NATO anschlossen. Zuletzt kam 
es noch zu einer Westbalkanerwei-
terung 2009, 2017 und 2020, bei der 
insgesamt 4 Staaten der NATO bei-
traten.

Der ersten Osterweiterung lag die 
sog. NATO-Russland-Grundakte von 
1997 zugrunde. Hierin einigten sich 
die NATO und die Russische Födera-
tion auf eine Erweiterung der NATO 
unter der Bedingung, dass die NATO 
von einer militärischen zu einer 
grundsätzlich politischen Organisa-
tion umgestaltet werden sollte. Dies 
beinhaltete mancherlei Vorgaben, 
etwa den beiderseitigen Verzicht auf 
Gewalt, auch gegen andere Staaten 
oder die staatliche Souveränität 
eines jeden Staates inkl. des Rechts, 
die Mittel zur Gewährleistung der 

eigenen Sicherheit selbst zu wählen 
(mit Blick auf die Ukraine spannende 
Punkte). Die Umsetzung der NATO-
Russland-Grundakte sollte zudem 
ab 2002 vom NATO-Russland-Rat 
überwacht werden, welcher auch 
als direkter Draht zwischen den USA 
und Russland fungieren sollte. Ins-
gesamt sprachen einige politische 
Beobachter der Zeit sogar schon 
von einer „de facto“-Mitgliedschaft 
Russlands in der NATO, was demons-
triert, wie zugewandt Russland und 
die NATO miteinander agierten.

Die Kontroverse um
„das Versprechen“

Bezogen auf die weiteren Erweite-
rungen taucht wiederum immer 
wieder der Vorwurf auf, der Westen 
hätte im Rahmen der Verhandlun-
gen zur deutschen Wiedervereini-
gung versprochen, die NATO nicht 
weiter nach Osten auszudehnen. 
2016 hat hierzu der Wissenschaftli-
che Dienst des Bundestages im Rah-
men eines Gutachtens Bezug ge-
nommen, worauf sich die weiteren 
Ausführungen stützen. Festzuhal-
ten ist dabei zunächst, dass sowohl 
auf Seiten des Westens als auch auf 
russischer Seite verschiedene Auf-
fassungen hierzu existieren, wobei 
anzuerkennen ist, dass einige Aus-
sagen Erwartungen geweckt haben. 
So sagte etwa der damalige ameri-
kanische Außenminister, die „militä-
rische Präsenz der NATO in östlicher 
Richtung [wird] um keinen einzigen 
Zoll ausgedehnt“. Ähnliche Aussa-
gen existieren auch etwa von Kohl, 
Genscher oder dem NATO-General-
sekretär Manfred Wörner. 

Eine Ursache für die dennoch unter-
schiedlichen Auffassungen ist, dass 
im Rahmen von Statements von 
westlicher Seite nie genau definiert 
worden ist, was eine Nichtausdeh-
nung nach Osten genau umfasst. 
So seltsam das erst einmal klingen 
mag, so nachvollziehbar wird dieser 
Punkt, wenn man bedenkt, dass jede 
der Aussagen vor dem Hintergrund 
des Bestehens der Sowjetunion ge-
tätigt worden ist. Keiner der damals 
am Verhandlungstisch Beteiligten 
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konnte zum damaligen Zeitpunkt 
antizipieren, dass wenige Jahre spä-
ter die UdSSR zerfallen würde. Eine 
Ausweitung der NATO nach Osten 
jenseits der DDR war für beide Sei-
ten damals jenseits jedweder Imagi-
nation. Das zeigt sich u.a. darin, dass 
der als Ergebnis der Verhandlungen 
geschlossene 2+4 Vertrag lediglich 
Regelungen in Bezug auf das ver-
einte Deutschland enthielt. Hätte 
die UdSSR damals die westlichen 
Aussagen so verstanden, wie es von 
russischer Seite heute vorgetragen 
wird, hätte man damals etwas so 
elementar Wichtiges wie einen Aus-
schluss einer Osterweiterung in den 
2+4 Vertrag mit hineinverhandelt.

Diese Sichtweise auf den 2+4 Ver-
trag wird durch das Völkerrecht ge-
stützt. Zwar können auch außerhalb 
des Vertragswortlautes Überein-
künfte zur Auslegung des Vertrages 
herangezogen werden. Um hieran 
gebunden zu sein, hätten jedoch 
alle Vertragsparteien an einer sol-
chen Übereinkunft beteiligt sein 
müssen. Mündlich getroffene Ver-
einbarungen zwischen der UdSSR 
und allen NATO-Staaten existieren 
jedoch nicht und bilaterale Abspra-
chen entfalten keine Bindungswir-
kung gegenüber dritten Staaten. 
Hinzu kommt, dass vorvertraglichen 
Parteiäußerungen grundsätzlich 
keine Bindungswirkung beigemes-
sen wird, nachdem diese oft nur 
Verhandlungsmasse darstellen und 
sich so im finalen Vertrag in der Re-
gel nicht wiederfinden. Dies ist auch 
im vorliegenden Fall so gewesen, 
nachdem die getätigten Äußerun-
gen bereits im Fortgang der Ver-
handlungen zum 2+4 Vertrag nicht 
aufrechterhalten worden sind sowie 
auch nach der Wiedervereinigung 
nicht von westlicher Seite wieder-
holt wurden.

Festzuhalten ist somit: Gewisse Äu-
ßerungen haben das Potential, als 
Bereitschaft der NATO auf einen Ver-
zicht der Osterweiterung gelesen zu 
werden. Eine bindende Wirkung ent-
falten diese Aussagen jedoch nicht, 
was der sowjetischen Staatsfüh-
rung klar gewesen sein muss oder 
zumindest hätte klar sein müssen. 
Das Einzige, was man Russland ins-

gesamt zubilligte, war eine Berück-
sichtigung Russlands bei einer Ost-
erweiterung, was insofern erfolgte, 
als dass man Russland stets zur Zu-
sammenarbeit einlud und verschie-
dene Kooperationsformate pflegte.

2. Stellt die NATO eine
Sicherheitsbedro-
Hung für Russland
dar?

Kern der NATO ist die mit ihr ein-
hergehende Beistandspflicht, wo-
nach ein Angriff gegen einen Mit-
gliedsstaat einem Angriff gegen alle 
gleichkommt. Spannend zu wissen 
ist dabei, dass es der Verantwortung 
jedes einzelnen Staates obliegt zu 
entscheiden, welche Gegenmaß-
nahmen angemessen sind. Dem-
entsprechend folgt aus dem Nord-
atlantikvertrag keine Verpflichtung 
zur zwingenden Eingehung eines 
Militäreinsatzes. Nichtsdestotrotz 
geht allein hieraus zweifellos ein ho-
hes Gefahrenpotential für Russland 
einher.
Darüber hinaus gibt es regelmäßige 
Militärmanöver in Osteuropa. Auch 
errichtete man 2016 Raketenab-
wehrsysteme in Polen & Rumänien, 
die mit entsprechenden Raketen 
auch offensiv gegen Russland einge-
setzt werden können. Zwar führen 
die USA an, dass a) solche Munition 
nicht verwendet werde und b) die 
Systeme dem Schutz vor iranischen 
Angriffen bieten solle. Insgesamt 
mindert dies jedoch nicht den Ein-
druck, man wolle sich die Mög-
lichkeit offenhalten, Russland ins 
Fadenkreuz zu nehmen. Dement-
sprechend ist eine reelle Bedrohung 
Russlands mit Blick auf einen mögli-
chen Konflikt mit einem NATO-Staat 
zu bejahen.

3. Ist der Angriff auf
die Ukraine recht-
fertigbar?

Rein rechtlich ist die Frage schnell 
beantwortet: Ein Angriff auf die 

Ukraine verletzt das in Art. 2 IV UN-
Charta niedergelegt Gewaltverbot. 
Der behauptete Genozid an eigenen 
Staatsangehörigen würde einzig das 
Ausfliegen Betroffener rechtferti-
gen, nicht einen Einmarsch. Auch 
das Vorliegen eines „Nazi-Regimes“ 
ist kein vom Völkerrecht anerkannter 
Rechtfertigungsgrund, ein präventi-
ves Handeln gegen besagtes Bedro-
hungspotential der NATO mangels 
unmittelbar bevorstehenden An-
griffs gleich gar nicht.

Politisch ließe sich argumentieren, 
dass russische Bedenken hinsicht-
lich der Osterweiterung nach der 
ersten solchen kontinuierlich igno-
riert worden sind. Allein schon der 
Umstand, dass sich die NATO als 
Kind des Kalten Krieges nach Auflö-
sung des Warschauer Paktes nicht 
ebenso aufgelöst hat, wirft auch für 
mich Fragen auf. Zudem sind die re-
gelmäßigen Übungen in Osteuropa 
sowie die auch offensiv einsetzbare 
Raketenabwehr absolut geeignet, 
eine Bedrohung für Russland darzu-
stellen und Druck aufzubauen.
Gegen die genannten Punkte sprä-
chen etwa, dass die NATO als De-
fensivbündnis erst einer Aggres-
sion von außen bedarf, um zu einer 
Bedrohung zu werden oder dass 
die Osterweiterungen eine etwas 
fadenscheinige Grundlage für die 
aktuelle russische Aggression dar-
stellen, wenn man bedenkt, dass 
die letzten großen Erweiterungen 
in den Nullerjahren stattgefunden 
haben.

Letzten Endes ist so eine politi-
sche Diskussion hier im Grunde ir-
relevant. Alle genannten politischen 
Punkte sind maximal eine Begrün-
dung für eine geopolitische Schief-
lage. Keiner der Kritikpunkte recht-
fertig auch nur ansatzweise den 
Angriff auf einen souveränen Staat 
wie die Ukraine, mag sie auch einen 
russlandkritischen Kurs verfolgen. 
Das eigene Staatsgebiet militärisch 
zu erweitern, ist eine Art, Politik zu 
betreiben, die wir eigentlich hofften, 
nicht mehr in Europa beobachten 
zu müssen. Dass Putin es trotzdem 
gewagt hat, dieses Tabu zu brechen, 
ist einfach nur schräg und kann nie-
mals gerechtfertigt werden.
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Von Monika Fath-Kelling

2002 ist er in den Bundestag ein-
gerückt, seit 2019 führt Rolf Müt-
zenich die Bundestagsfraktion der 
SPD. Hoffentlich noch lange.
Es wäre ein nicht wieder gutzuma-
chender Schaden für unsere Partei, 
wenn der letzte vorsichtige Vertreter 
einer einst allgemein bewunderten 
und für gut befundenen Friedenspo-
litik als Fraktionsführer ausgewech-
selt würde, gegen einen Scharfma-
cher und vom Krieg als Mittel der 
Politik Überzeugten, wie Michael 
Roth beispielsweise.  Willy Brandt 
erhielt immerhin 1971 für diese Po-
litik den Friedensnobelpreis, damals 
gratulierte Bundestagspräsident 
von Hassel: „Herr Bundeskanzler, 
diese Auszeichnung ehrt Ihr aufrich-
tiges Bemühen um den Frieden in 
der Welt und um die Verständigung 
zwischen den Völkern. Der ganze 
Deutsche Bundestag gratuliert ohne 
Unterschied der politischen Stand-
orte Ihnen zu dieser hohen Ehrung".   
Rolf Mützenich ist einer der wenigen 
verbliebenen Stimmen in unserer 
Partei, die sich noch einer Friedens-
politik mit diplomatischen Mitteln, 
nicht einer Kriegspolitik mit robus-
tem Mandat verpflichtet fühlen.
Wäre es nicht interessant, die Mei-
nung zu diesen Fragen an der Partei-
basis einmal anonym abzufragen? 
Dort scheinen mir die Stimmen, 
die für militärische Zurückhaltung 
plädieren in der Mehrheit zu sein, 
gegenüber denen, die die Ukraine 
durch immer massivere Unterstüt-
zung mit Kriegsgerät, Ausbildung 
und Logistik in einem Zermürbungs-
krieg über viele Jahre komplett aus-
bluten. Die NATO-Militärs planen 
jedenfalls bereits das kommende 
Jahrzehnt.

Rolf Mützenich mahnt in seinem le-
senswerten Beitrag "Das Ende des 
nuklearen Tabus" (veröffentlicht im 
IPG-Newsletter der Friedrich Ebert 

Stiftung)  Präsident Putins Äußerun-
gen zum Einsatz von Massenvernich-
tungswaffen sehr ernst zu nehmen. 
Nachdem sich die nuklearen Träu-
me (von einer nuklearen Artillerie) 
von FJ Strauß aus den 70ern  immer 
mehr in den aktuellen Strategien der 
Militärs konkretisieren, neudeutsch: 
"Vermischung von nuklearen und 
konventionellen Abschreckungssys-
temen", rückt eine Reduktion dieser 
horriblen Waffen in sehr weite Fer-
ne. Zudem soll die Befehlsgewalt 
über diese nuklearen Gefechtsfeld-
waffen wieder allein beim Militär 
liegen, ohne den Präsidentenvorbe-
halt, also ohne die Freigabe mittels 
des "Atomkoffers". Das letzte rus-
sisch-amerikanische Abrüstungs-
abkommen läuft 2026 aus, eine 
Verlängerung ist unwahrscheinlich. 
Im SIPRI-Jahresbericht (Stockholm 
International Peace Research Insti-
tute)  wird in den nächsten Jahren 
mit einem wachsenden Bestand 
nuklearer Waffen gerechnet, ein Zu-
sammenbruch der internationalen 
Rüstungskontrollarchitektur steht 
im Raum wie ein Tyrannosaurus rex.

Leider lässt sich auch Rolf Mütze-
nich vom pseudorealen "Zeitgeist" 
überwältigen und erklärt die Waf-
fenlieferungen an die Ukraine für 
unabdingbar, wenn er die zutiefst 
fragwürdige und unbedingt seriös 
zu hinterfragende Binse nachplap-
pert: "Ob wir in einer Welt leben 
wollen, in der das Recht des Stärke-
ren oder die Stärke des Rechts gilt". 
Als ob das Recht nicht immer genau 
von den (Finanz)-Starken weitestge-

hend zum Wohle der eigenen Börse 
eingesetzt würde.
Diese propagandistische Blendgra-
nate wurde schon genau vor 100 
Jahren von Wissenschaftlern und 
Publizisten auseinandergenommen: 
Zum Beispiel von Walter Lippmann 
(1889-1974), ein amerikanischer 
Journalist und einer der bekann-
testen politischen Publizisten. (Von 
ihm wird  behauptet, er hätte den 
Begriff "Kalter Krieg" geprägt und in 
den allgemeinen Sprachgebrauch 
gebracht). Er war ein unermüdli-
cher Verfechter der Neutralisierung 
Deutschlands und er entwickelte 
schon damals das Konzept der "ge-
lenkten Demokratie", was er da-
mit begründete, dass die "Durch-
schnittsbürger in einer Demokratie 
damit überfordert sind, komplexe 
gesellschaftliche Zusammenhänge 
zu durchschauen". Daher müsste 
"die Masse mit Hilfe manipulativer 
Techniken gesteuert" werden. Eines 
seiner Hauptwerke, "Public Opinion" 
von 1922, ist aktueller denn je, wei-
tere Werke zu Staatsführung, Wirt-
schaft oder Sicherheitskonzepten 
lesen sich wie brandneu!

Zurück zu Rolf Mützenich, er meint es 
gehe im Ukrainekonflikt "um die Zu-
kunft einer internationalen, regelba-
sierten, multilateralen Ordnung, für 
die auch die Sozialdemokratie stets 
kämpfte". Er bemerkt jedoch nicht, 
oder will nicht bemerken, (denn das 
genau fordert das angesagte offizi-
elle Narrativ), dass in der Realität der 
Hegemon der westlichen Welt aus-
gesprochen unilateral unterwegs ist 
und auf die bereits bestehenden in-
ternationalen Regeln der Multilate-
ralität -auf gut Deutsch- pfeift. Und 
das nicht erst seit gestern! Ich er-
spare meinen Leser*innen an dieser 
Stelle weitschweifigere Zitate aus 
Veröffentlichungen des Congressio-
nal Research Center, (ähnlich dem 
Wissenschaftlichen Dienst des Bun-
destags, seit 2018 veröffentlicht das 
CRC auf Grund des "Consolidated 
Appropriation Act" bislang als ver-
traulich eingestufte Berichte, eine 
ergiebige Quelle für Interessierte), 
ich möchte nur ein Einzelnes teilen:
"Zwischen 1991 und 2002 haben 
die USA mindestens 251 militäri-
sche Operationen durchgeführt." 

Die Welt am seidenen Faden - 
Gedanken zu 
friedensfördernder 
Klarsicht
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Das entspricht einem Jahresdurch-
schnitt von 8 Operationen, CIA-Ope-
rationen und Putschversuche nicht 
mitgezählt. Die allermeisten ohne 
formelle Kriegserklärung.
Nicht das Abhören unserer Kanz-
lerin samt anderer Regierungsmit-
glieder, vermutlich nicht einmal ein 
militärischer Angriff auf  Anlagen 
der europäisch/deutschen Energie-
versorgung (nicht einmal das Parla-
ment darf die näheren Umstände 
zu den Anschlägen auf Nordstream 
2 erfragen; die Antwort wäre unter 
Umständen "staatsgefährdend", 
deshalb wird sie ohne weiteren 
Kommentar verweigert) lässt uns 
wanken oder schwanken in unserem 
tiefen Glauben, dass US-Interessen 
und westliche Werte das Gleiche 
meinen.

Noch gibt es Spuren von Hoffnung: 
Kürzlich deutete Präsident Biden 
nach seinen düsteren Warnungen 
vor dem ins Haus stehenden Ar-
mageddon gleichzeitig "neue dip-
lomatische Initiativen" gegenüber 
Präsident Putin an: "Man versuche 
herauszufinden, was sein (Putins) 
Ausweg ist"
Die US-Regierung scheint also wie-
der bereit zu sein, "eigene Verhand-
lungsoptionen zur Beendigung des 
Krieges auszuloten".
Schon aus purem Selbsterhaltungs-
trieb müssen Deutschland und 
Europa Präsident Biden, -bezie-
hungsweise seine Verantwortlichen 
in Washington- in diesen neuen di-
plomatischen Initiativen aktiv be-
stärken. Mit allem, was dabei in die 
Waagschale geworfen werden kann. 
Wie drückt es Rolf Mützenich doch 
sehr klar aus: "Es ist die Aufgabe 
auch deutscher und europäischer 
Diplomatie, alles dafür zu tun, da-
mit das Denken in Macht- und Ein-
flusszonen nicht unumkehrbar wird. 
Eine weitsichtige und umfassende 
Außenpolitik bleibt auch heute un-
erlässlich".
Die forcierte Lieferung angriffstaug-
licher Waffensysteme an die Uk-
raine und beschleunigte Zahlungen 
von Milliardenbeträgen, damit die 
Ukraine pünktlich ihre Leasingraten 
für das amerikanische Kriegsgerät 
bezahlen können (Weltwoche.ch, 
Das Geschäft mit dem Krieg: US-Re-

gierung fordert von der EU raschere 
Zahlungen an Kiew, damit die Ukrai-
ne US-Waffen bezahlen kann), soll-
ten defnitiv nicht zu einer weitsich-
tigen Außenpolitik gehören.
Es müsste Europa als zweiter Säule 
der westlichen Welt und damit ins-
besondere Deutschland daran ge-
legen sein, aus der Rolle des loyalen  
"Mitläufertums" wieder zu einer 
eigenständigen außenpolitischen 
Sichtweise und einem partner-
schaftlichem Umgang mit den USA 
zu finden.
Zugegeben, das gleicht der Quadra-
tur des Kreises, denn die außen- und 
geopolitischen Vorstellungen der 
USA und Europas weisen kaum noch 
reale Überschneidungen auf, die 
über ideologische Absichtserklärun-
gen und moralische Belehrungen hi-
nausreichen. Momentan verhält sich 
Europa eher wie ein co-abhänger 
Partner eines Suchtkranken, nicht 

wie ein Freund oder Partner. Oder 
sind Europäische Länder, vielleicht 
sogar Europa als Ganzes selbst so 
tief in Lend-Lease-Programme mit 
den USA verstrickt, dass sie gar nicht 
mehr "mucken" dürfen/können??

Merke: Gerade die europäische Si-
cherheit hängt eben NICHT vom 
"Hurra" für Amerikas radikalen Mi-
litarismus ab. Die globale und da-
mit auch die europäische Sicherheit 
hängt in Wirklichkeit davon ab, wie 
und ob es Europa beziehungsweise 
der ganzen Weltgemeinschaft ge-
lingen kann, die (aus dem Ruder ge-
laufene) Militärmaschine USA von 
ihrem Wahn eines unilateralen Ex-
ceptionalismus abzubringen:  Für-
wahr so gut wie die "Quadratur des 
Kreises".

Aufgeben sollte das die internatio-
nale Gemeinschaft jedoch nicht.
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„Nie wieder Krieg!“ – das ist und bleibt die Grund-
überzeugung des DGB und seiner Mitgliedsgewerk-
schaften. Jeder Krieg ist ein Angriff auf die Mensch-
heit und die Menschlichkeit. Aus dieser Überzeugung 
unterstützen wir die Friedensbewegung mit unserer 
gewerkschaftlichen Kraft.
Mit dem verbrecherischen Überfall der russischen  
Armee auf die Ukraine ist der Krieg zurück in Europa. 
Im Nahen und Mittleren Osten, in Afrika und anders-
wo wüten weiterhin, teilweise seit Jahrzehnten, Krie-
ge und Bürgerkriege. Tod, Zerstörung und Flucht – so 
lautet ihre fürchterliche Bilanz. Die Waffen müssen 
endlich schweigen – überall auf der Welt!
Russlands autokratisches Regime verfolgt eine bru-
tale Politik der militärischen Konfrontation und Eska-
lation. Sein verbrecherischer Krieg zielt auf die Ver-
nichtung der Ukraine ab. Selbst den Einsatz nuklearer 
Waffen schließt die russische Führung nicht aus. Die 
europäische und internationale Friedens- und Sicher-
heitsordnung liegt in Trümmern. Diese tiefe Zäsur 
zwingt uns, neue Antworten zu finden.
Die deutsche Bundesregierung hat darauf mit einer 
Reihe von Maßnahmen reagiert, um die Verteidi-
gungs- und Bündnisfähigkeit unseres Landes im Rah-
men der NATO und der EU zu stärken. In den letzten 
Monaten haben Themen, wie das Sondervermögen 
für die bessere Ausrüstung der Bundeswehr oder die 
Lieferung schwerer Waffen an die Ukraine, die öffent-
liche und politische Auseinandersetzung geprägt. 
Diese breite und offene Debatte ist notwendig. Sie hat 
sich aber immer stärker auf den Einsatz militärischer 
Mittel der Friedenssicherung verengt.  
Mit unseren Aktionen und Kundgebungen am dies-
jährigen Antikriegstag warnen wir vor einer weiteren 
Militarisierung der Debatte. Der Ukraine-Krieg darf 
uns nicht zu dem Irrglauben verleiten, Frieden ließe 
sich mit Waffen schaffen. Hinzu kommt, dass jeder 
Euro, der zusätzlich für Aufrüstung ausgegeben wird, 
an anderer Stelle zu fehlen droht. Die Finanzierung 
militärischer Friedenssicherung darf weder auf Kos-
ten der Leistungsfähigkeit unseres Sozialstaates ge-
hen und die soziale Ungleichheit in unserem Lande 
verschärfen. Noch darf sie dazu führen, dass die drin-
genden Zukunftsinvestitionen in die sozial-ökologi-
sche Transformation ausbleiben. Deshalb wollen wir 
ein Zeichen setzen:

• für eine europäische und internationale Friedens-
ordnung, die auf den Menschenrechten und den Prin-
zipien der Freiheit, der Selbstbestimmung und der 
sozialen Gerechtigkeit beruht. Die Bundesregierung 
fordern wir auf, ihren im Koalitionsvertrag formulier-
ten Anspruch einer wertebasierten deutschen Außen-
politik konsequent umzusetzen.

• für eine kooperativ ausgerichtete Sicherheitspoli-
tik, die weit über militärische Friedenssicherung hin-
ausgeht. Auch der nationalen Sicherheitsstrategie 
der Bundesregierung muss ein breites Sicherheitsver-
ständnis zugrunde liegen, das zentrale Aspekte, wie 
die Bewältigung der Folgen des Klimawandels, die 
Bekämpfung von Pandemien, die Sicherung der Ener-
gie- und Rohstoffversorgung und den Aufbau wider-
standsfähiger internationaler Liefer- und Wertschöp-
fungsketten, umfasst. Gleichzeitig fordern wir, zivile 
Instrumente der Diplomatie, der Entwicklungszusam-
menarbeit und einer fairen Handelspolitik, der huma-
nitären Hilfe und der Konfliktprävention, im Rahmen 
der neuen Strategie deutlich aufzuwerten.

• gegen einen neuen weltweiten Rüstungswettlauf. 
Gerade der Ukraine-Krieg zeigt, wie wichtig es ist, am 
Ziel einer weltweit kontrollierten Abrüstung festzuhal-
ten. Die Festlegung der Bundesregierung, den deut-
schen Rüstungshaushalt dauerhaft auf das Zwei-Pro-
zent-Ziel der NATO oder darüber hinaus aufzustocken, 
lehnen wir auch deshalb entschieden ab. Außerdem 
fordern wir die Bundesregierung auf, mit dem ange-
kündigten Rüstungsexportkontrollgesetz umgehend 
für eine deutliche Beschränkung von Waffenexporten 
zu sorgen.

• für eine weltweite Ächtung von Atomwaffen. Alle 
Nuklearmächte modernisieren derzeit ihre Atom-
waffenarsenale. Dieser Wahnsinn muss beendet wer-
den! Dabei sehen wir auch die Bundesregierung in 
der Pflicht: Wir fordern sie auf, an dem im Koalitions-
vertrag formulierten Ziel eines atomwaffenfreien 
Deutschlands festzuhalten, aus der nuklearen Teilha-
be auszusteigen und die Lagerung von Atomwaffen in 
unserem Land zu beenden. Das bedeutet für uns auch, 
dass Deutschland dem UN-Atomwaffenverbotsvertrag 
beitreten muss.

Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum Antikriegstag am 1. September 2022

Gegen einen neuen Rüstungswettlauf!  
Die Waffen müssen endlich schweigen!

Deutscher 
Gewerkschaftsbund

Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum Antikriegstag Ve
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FRIEDENSBLÄTTER
für die Friedensbewegung in Baden-Württemberg

Seite des Friedensnetzes und Förder-

vereins Frieden e.V. Baden-Württemberg

Kontakt:  

Spreuergasse 45, 70372 Stuttgart 

0711 / 91461748 - buero@friedensnetz.de

Wie wir in Stuttgart über EUCOM und ECCU in den Ukraine-Krieg 

hineingezogen werden 

Vom US-EUCOM (United States Eu-
ropean  Command)  in  Stuttgart-Vai-
hingen aus werden die in ganz Euro-
pa an ca. 500 Standorten stationier-
ten US-Truppen mit über 110.000 Sol-
datInnen befehligt. 

Das  mögliche  Einsatzgebiet 
schließt Russland sowie Teile des Na-
hen Ostens ein. Damit liegt in Stutt-
gart auch die Befehlsgewalt über die 
in  Europa  gegen Russland  gerichte-
ten US-Atomwaffen. 

Der Oberkommandierende des US-
EUCOM ist  jeweils  zugleich  Oberbe-
fehlshaber  sämtlicher  NATO-Streit-
kräfte  in ganz  Europa.  Stuttgart  be-
herbergt obendrein das US-AFRICOM 
in Möhringen, die logistische Zentra-
le für die US-Geheimdienst- und Spe-
zialeinsätze in Afrika und bis  in den 
Nahen  und  Mittleren  Osten  hinein, 
insbesondere  für  ihren  verdeckten 
Drohnen-Krieg. 

EUCOM Kontrollzentrum 

Ukraine (ECCU) 

Bereits wenige Tage nach der rus-
sischen Invasion  in  der  Ukraine  am 
24.2.2022 wurde im US-EUCOM eine 
rund um die Uhr besetzte Einsatzzen-
trale  ECCU  (Eucom  Control  Center 
Ukraine)  mit  einem  Stab  von  40-60 
Personen installiert. 

Laut dem US-Verteidigungsministe-
rium wird von dort aus unter Beteili-
gung von 15 Staaten die rasche Be-
reitstellung  von  militärischer  Unter-
stützung aller  Art an die Frontlinien 
in der Ukraine koordiniert. 

Das  beinhaltet  insbesondere  den 
Transport  von  Waffen und den Ein-
satz  der  gesamten  US-Militärhilfe. 
Zum Stab des ECCU gehören auch bis 
zu fünf ukrainische Militärs. 

Die  weitere  Lieferung von Waffen 
an die Ukraine wird den Konflikt nur 
weiter anheizen, mit Tausenden ins-
besondere zivilen Opfern. Damit wird 
direkt vor unserer Haustüre der Uk-
raine-Krieg weiter eskaliert.

„Flexibler nuklearer 

Erstschlag“ 

Welche strategischen Ziele der ehe-
malige US- EUCOM-Commander und 
NATO-Oberbefehlshaber General Tod 
Wolters (Nachfolger General Christo-
pher G.  Cavoli)  vertritt,  bekannte er 
vor dem Verteidigungsausschuss des 
US-Senats  im  Februar  2020.  Als  er 
dort von der republikanischen US-Se-
natorin  Debra  Fischer  zum  Erstein-
satz von Atomwaffen befragt wurde, 
antwortete  Wolters  lächelnd:  "Frau 
Senatorin,  ich  bin  ein  Befürworter 
des flexiblen Ersteinsatzes von Atom-
waffen." ("I'm a fan of flexible (nucle-
ar) first use"). Hiroshima und Nagasa-
ki lassen Stuttgart grüßen. 

„Begrenzter“ Atomkrieg in 

Europa? 

Der  „flexible“  nukleare  Erstschlag 
gegen  Russland  würde  vermutlich 
von Deutschland bzw. Europa aus er-
folgen und soll, geht es nach den US-
Strategen, auf Europa begrenzt sein. 
Stuttgart würde so zu einem potenti-
ellen Angriffsziel. Zurückgreifen kön-
nen die USA dabei u.a. auf die im Flie-
gerhorst Büchel (Rheinland-Pfalz) ge-
lagerten  und  jetzt  modernisierten 
atomaren Sprengköpfe,  die  im Rah-
men  der  „nuklearen  Teilhabe“  von 
Bundeswehrpiloten ins Ziel geflogen 
werden  sollen.  Dafür  kauft  die  Am-
pel-Regierung  nun  in  den  USA  die 
neuen Tarnkappenbomber F 35. 

Was bedeutet dies für uns? 

Die  permanente  Ausdehnung  der 
NATO nach  Osten  seit  dem  Zusam-
menbruch der Sowjetunion 1990 und 
die Verlagerung von immer weiteren 
Truppenverbänden und Raketenstel-
lungen in Richtung Russlands Grenze 
und  nicht  zuletzt  die  Außerkraftset-
zung  des  INF-Vertrags  über  die  Be-
grenzung nuklearer Mittelstreckenra-
keten durch die USA im August 2019 
müssen auch in diesem Zusammen-
hang gesehen werden. Hinzu kommt 
die schon vor der russischen Invasion 

geplante  Stationierung  von  neuen 
Hyperschall-Waffen  (Dark  Eagle) 
durch die USA in Grafenwöhr. Damit 
würden sich dann die Vorwarnzeiten 
für Russland auf wenige Minuten ver-
kürzen.(3) 

Die  Angst  vor  einem  nuklearen 
Erstschlag  ist  mehr  als  berechtigt  - 
nicht nur für die russische Seite, son-
dern auch für  uns!  Über die  Folgen 
einer  weiteren  Eskalation  gerade 
auch für Deutschland und insbeson-
dere für Stuttgart sollte sich jede/je-
der  selbst  klarwerden.  Blinde  und 
einseitige  Emotionen  helfen  jeden-
falls niemand. 

Was müssen wir ganz aktuell 

fordern? 

 Sofortiger  Stopp  aller  NATO-►

Waffenlieferungen an die Ukraine 
 Schließung der besonderen Ein► -

satzzentrale  Ukraine  ECCU  in  Stutt-
gart-Vaihingen 

 Abzug  aller  Atomwaffen  aus►  
Deutschland;  Beitritt  Deutschlands 
zum Atomwaffenverbotsvertrag  und 
Verpflichtung,  dass  von  seinem  Ge-
biet auch durch Dritte keinesfalls ein 
atomarer Erstschlag ausgeführt wer-
den darf. 

 Sofortiger Waffenstillstand in der►  
Ukraine;  bedingungslose  Verhand-
lungen  über  eine  international  ga-
rantierte  militärische  Neutralität  der 
Ukraine; über eine neue europäische 
Sicherheitsordnung  und  über  eine 
Aufhebung all der uns selbst schädi-
genden Sanktionen zur „Ruinierung“ 
Russlands. 

 Schließung von EUCOM und AF► -
RICOM,  sofortiger  Abzug  aller  US-
Truppen. 

Unterstützen Sie Gruppen, Parteien 
und  Initiativen,  die  für  die  Beendi-
gung  des  Krieges,  für  nukleare  Ab-
rüstung, für Frieden und für interna-
tionale  Zusammenarbeit  eintreten! 
Wenden Sie sich an Ihre Abgeordne-
ten und protestieren Sie in den Medi-
en gegen die  ständige  Kriegstreibe-
rei!

K. Lopau, Friedenstreff Bad Cannstatt
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Aus DEn distrikten und Arbeitsgemeinschaften

Distrikt Innenstadt

Vorsitzende
Monika Fath-Kelling
Telefon: 897065
kellingmo@nefkom.net

Liebe Distriktsmitglieder,
die nächste Distriktsversammlung 
ist für den 

15. November 
um 20.00 Uhr
in der Kulisse

vorgesehen. Welcome!

Protokoll 
Sitzung vom 18.10.2022
Nebenraum der Kulisse, 20.00 - 
21.45 Uhr

Anwesend 4 Genoss*innen

TOP 1 
Die bevorstehende Satzungsände-
rung des Kreisverbands
Wir begrüßen die Änderung ohne 
Einschränkung und bedanken uns 
bei Philipp und Volker für die gute 
Vorbereitungsarbeit und saubere 
verständliche Formulierung.

TOP 2 
Hinweis auf den Termin des Kreis-
verbands am 28.10 mit Sebastian 
Roloff in der Spielvereinigung.
Man sollte ihn zu den Vorfällen in 
der Schweiz rund um den Kauf der 
F-35 fragen (bzw. die - - Meinung 
der Fraktion zur Einschätzung der 
Schweizer, dass die F-35 ein für die 
Schweizer Bedürfnisse völlig unge-
eignetes Flugzeug sei) 
Es geht das Buschfunk-Gerücht, dass 
Rolf Mützenich als Fraktionsvorsit-
zender abgelöst werden soll von 
Michael Roth. Ist da was dran, dass 
der letzte Verfechter von Friedensdi-

plomatie abgelöst werden soll? Wir 
jedenfalls empfänden das sehr be-
denkliche Entwicklung.
Fragen zu Neues aus der Fraktion 
und dem GKV gab es keine.

TOP 3 
Verschiedenes und Diskussion 
Erlanger Bündnis für den Frieden: 
inhaltlich sehr bedenklicher Rede-
beitrag eines ukrainischen Geflüch-
teten bei der letzten Kundgebung. 
Josè als nachfolgender Redner konn-
te die Linien wieder zurechtrücken, 
berichtet ein Teilnehmer.  

In der letzten Stunde wurde frei 
über mehrere aktuelle Themen rund 
um die Regierungsarbeit und die 
medialen Verlautbarungen dazu dis-
kutiert. 
	  
In eigener Sache:
Wie könnte eine „Wiederbelebung“ 
in der Distriktsarbeit Innenstadt 
gelingen, viele unserer früher regel-
mäßigen Teilnehmenden scheinen 
durch neue berufliche, private, ge-
sundheitliche Belastungen, neue 
Ehrenämter ect. Ihre Aufmerksam-
keit vom Distrikt weg „umverteilt“ 
zu haben. Das ist ein nachvollzieh-
barer, aber kein besonders ange-
nehmer Zustand. Es bleibt bei den 
Verantwortlichen ein Gefühl von 
Unzulänglichkeit. Es wäre schön, 
wenn aus der Mitte der Distriktsmit-
glieder wieder mehr Impulse kämen, 
nicht nur der passive „Anspruch auf 
Politainement“.

Protokollführung 
Monika Fath-Kelling
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Distrikt West

Vorsitzende
Katrin Hurle
Felizitas Traub-Eichhorn
katrin9290@googlemail.com
felizitas.traub-eichhorn@fen-net.de

Liebe Genossinnen und Genossen, 

Unsere nächste Distriktsit-
zung findet am Mittwoch, 
den 30.11. um 20 Uhr im 
Güthlein (Dorfstraße 14, 

Büchenbach) statt. 

Diesmal geht es in Anbetracht 
der aktuellen Krise um praktische, 
schnell umsetzbare Tipps zur Ener-
gieeinsparung in den Bereichen 
Strom, Wärme oder KFZ.
Dr. Karl-Peter Frohmader und Heinz 
Horbaschek haben langjährige Er-
fahrungen auf diesen Gebieten als 
Mitglieder der Energiegruppe der 
Kreisgruppe des Bund Naturschutz 
Erlangen und arbeiten eng mit dem 
Verein Energiewende(ER(H)langen 
e.V. zusammen. Nach einer Einfüh-
rung mit einer Themenliste stehen 
sie für detaillierte Fragen zur Verfü-
gung. Unser Landtagskandidat Phi-
lipp Dees wird ebenfalls anwesend 
sein und mit seiner Expertise unter 
anderem im Bereich Erneuerbare 
Energien zur Verfügung stehen. 
Wir freuen uns über zahlreiche Teil-
nahme!

Solidarische Grüße, 
Katrin Hurle 

Treffen des Distrikts West am 
28.9.2022 im Gasthof Güthlein

Im Jahr 2023 werden wir einen neu-
en Land- und Bezirkstag wählen. Mit 
der Nominierung von Philipp Dees 
zum Landtagskandidaten und So-
phia Waldmann zur Bezirkstagskan-
didatin treten zwei Leute aus unse-
rem Distrikt an. Auch wenn Sophia 
mittlerweile umgezogen ist, hat sie 
ihre politischen Wurzeln bei uns im 
Westen. Wir freuen uns ganz beson-
ders und versichern beiden, dass wir 
sie mit allen Kräften unterstützen 
werden. 
Zunächst stellte Sophia ihre Schwer-
punkte für den Wahlkampf vor. Dann 
gab unsere amtierende Bezirksrätin 
Gisela Niclas sachkundig Informa-
tionen über die aktuellen Probleme 
im Bezirk, vor allem im Klinikbereich. 
Dabei kam sie auch auf den für die 
Stadt Erlangen so relevanten Ersatz-
neubau des Klinikums am Europa-
kanal zu sprechen. Durch Bündelung 
der Einrichtungen und eine stärker 
verdichtete Bebauung wird dort die 
Hälfte des Geländes an die Stadt Er-
langen veräußert werden können, 
was für Wohnungsbau genutzt wer-
den kann. Angesichts der Tatsache, 
dass nach dem verlorenen Bürger-
entscheid zu West III das Flächen-
potential der Stadt ausgeschöpft 
ist, tut sich hier eine Chance auf, zu-
mindest noch eine weitere größere 
Maßnahme zu entwickeln.    

Distrikt Ost

Vorsitzender
Felix Klingert
felix.klingert@gmail.com

Liebe Genossinnen und Genossen,

hiermit möchten wir euch zur 

Distriktsitzung am  15.  No-
vember um 19.00 Uhr im 
Nebenraum des Brücken-

paulus 
einladen!
Bisher gibt es noch kein Schwer-
punkt-Thema.

Weitere Termine 2022 im Überblick:

6. Dezember um 19 Uhr: Jahres-
ausklang mit gemeinsamem Essen 
(Thaler-Mühle)

Bitte meldet euch bei Fragen oder 
Rückmeldungen per Mail: schaefer-
erlangen@web.de und felix.klin-
gert@gmail.com.

Solidarische Grüße,
Silvia und Felix
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SPD Distrikt Tennenlohe 
Liebe Genossinnen und Genossen, 
wir laden Euch herzlich ein zur

Distriktversammlung  
am Mittwoch, 09.11.2022, 

19.30 Uhr (!!!) 
Schlossgaststätte  

Schlossgasse 7, 91058 
Erlangen-Tennenlohe

Tagesordnung: 
1.	 Aktuelles.
2.	 Einquartierung afghanischer 

Ortskräfte. 
3.	 Vorschau auf die Bürgerver-

sammlung.  
4.	 Diskussion aktueller politischer 

Probleme.
5.	 Verschiedenes.

Für den Vorstand
Rolf Schowalter

Vorankündigung: unsere nächste 
Distriktversammlung am 14.12.

Nach langer Pause: 

Wir laden Euch recht herzlich ein, 
diesmal zum

„Enten“-Essen bei Fritz 
Klein im „Schlößla“

(d.i. Schloßgaststätte,
 Schlossgasse 7)

Sonntag, den 20.11.22, 
12.00 Uhr

P.S.: die Gänse sind zu teuer gewor-
den!

Der Distrikt freut sich auf euer Er-
scheinen und auf gute Gespräche
Bitte kurze Rückmeldung an Rolf 
Schowalter bis zum 15.11.

Für den Vorstand
Rolf Schowalter, Tel.: 60 19 24
rolfschowalter@t-online.de

Protokoll der Distriktversammlung 
vom 12.10.2022 in Tennenlohe

Top 1: Aktuelles
Wir begutachten das neue Format 

des Monatsspiegels. Alle äußern sich 
sehr positiv. Die Farbe steht dem 
SPD-Blatt gut zu Gesicht. Wenn auch 
einer meint, dass die Farbe Rot über-
mäßig verwendet wurde, vielleicht 
im Überschwang der ersten Ausga-
be. Auch die Fotos haben eine ganz 
andere Qialität. Wir stellen uns vor, 
wie die in der Schwarz-Weiß-Version 
der früheren Ausgaben ausgesehen 
hätten: flau und verschwommen. 
Also einhelliges Lob für das neue 
Layout. Im Vergleich zu den Fotos im 
Tennenloher Boten kann man fest-
stellen, dass vielleicht sogar noch 
ein bisschen Qualitätsverbesserung 
möglich wäre.       

Top 2:  Planung von Wahlkampfak-
tivitäten
Wir wollen Phlipp und Sophia im 
Tennenloher Boten frühzeitig vor-
stellen und „bewerben“. Außerdem 
wollen wir Sophia näher kennen 
lernen und bemühen uns um einen 
Vorstellungstermin in einer unse-
rer Distriktversammlungen. Philipp 
hatten wir schon im Frühsommer zu 
Gast.
Wir werden Hausbesuche in Tennen-
lohe durchführen, in welcher Form 
auch immer, weil sich dieses Format 
als sehr effektiv erwiesen hat. Vor 
dem StUB-Bürgerenstscheid und vor 
den Kommunalwahlen haben einige 
von uns, im ersten Fall zusammen 
mit Vertretern/innen der Grünen 
Liste, im anderen Fall mit Genossin-
nen und Genossen in Tennenlohe 
dieses für uns neue Format aus-
probiert und wir sind zu der Über-
zeugung gekommen, dass dies wir-
kungsvoll ist. Wir erreichen zwar mit 
dem Tennenloher Boten alle Haus-
halte und das Blättchen wird eifrig 
gelesen, einige sind auch in Vereinen 
verwurzelt, aber der Kontakt zu den 
Nichtorgansisierten kann oft nur an 
der Haustür hergestellt werden. 

Top 3: Neues in Tennenlohe
Afghanische Ortskräfte mit ihren 
Familien, insgesamt ca. 60 - 65 Per-
sonen,  werden mitten im alten 
konservativen Tennenlohe ab Ende 
Oktober vorübergehend eine Bleibe 
finden. Es ist damit zu rechnen, dass 
heftiger Widerstand entstehen wird. 
Wir diskutieren die Angelegenheit 
sehr kontrovers. Vereinzelt wurde 

Distrikt Tennenlohe

Vorsitzender
Rolf Schowalter
RolfSchowalter@t-online.de
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Jusos Erlangen

Vorsitzende
Sophia Waldmann
Mark Schuster
info@jusos-erlangen.de

Liebe Jusos,
 
im November 2022 treffen wir uns 
als Jusos und bereden folgende The-
men:

- 11.10.: Geschichte der Ar-
beiter*innenjugend

- 25.10.: Nürnberger Pro-
zesse im Lichte der heu-
tigen Zeit mit Prof. Chris-

toph Safferling (FAU)
 
Wir treffen uns zu den Sitzungen 

um 19:30 Uhr im Sitzungszimmer 
des August-Bebel-Hauses (Friedrich-
List-Str. 5, 91052 Erlangen, Eingang 
über Parkplatz). Änderungen - gera-
de bzgl. Sitzungsort - werden über 
Slack bekannt gegeben. Eine Ein-
ladung zur jeweiligen Sitzung wird 
dann per Mail und Slack übermittelt.
 
Für unsere Sitzungen hoffen wir wie 
immer auf eine rege Beteiligung so-
wie eine gute, konstruktive Diskus-
sion.
 
Euer Vorstand

Distrikt Süd

Vorsitzender
Dr. Andreas Richter
andreas.m.j.richter@web.de

Liebe Genossinnen und Genossen

unsere nächste Distriktssitzung fin-
det statt

am Mittwoch, den 16.11., 
um 20.00 Uhr

im Bürgertreff Berliner 
Platz, Berliner Platz 1.

Die vorgeschlagene Tagesordnung 
ist:

1. Aktuelles aus dem Stadtteilbeirat
2. Aktuelles aus dem Stadtrat
3. Planung Hausbesuche Energie-
sprong-Projekt Gewobau
4. Sonstiges

Mit solidarischen Grüßen
Andreas Richter
Vorsitzender

dafür plädeirt, sich in dieser Angele-
genheit im Hinblick auf Wahlchan-
cen absolut zurückzuhalten, andere 
bezeichnen dies als populistische 
Einstellung. Die Anfrage vom OB 
zur Reaktivierung des früheren Hel-
ferkreises von 2015 ff. (Flüchtlings-
unterkünfte am Wetterkeuz und im 
Weichselgarten), die damals vom 
Ortsbeiratsvorsitzenden Rolf Scho-
walter initiiert worden ist, lehnt der 
Betreffende ab. Innerhalb der Lei-
tungsebene gab es nach einiger Zeit 
erhebliche Verwerfungen und eine 
Zusammenarbeit mit den damali-
gen Akteuren ist nicht vorstellbar. Es 
soll zeitnah eine Informationveran-
staltung stattfinden mit Vertretern 

von Stadt und der Regierung von 
Mittelfranken( 24.10.). Das Thema 
wird uns noch länger beschäftigen. 
          
Top 4: Ortsbeirat
Die von Fritz Klein ausprobierte neue 
Sitzordnung für die Ortsbeiratsmit-
glieder hat sich als völliger Fehlgriff 
erwiesen, was sich auf den Verlauf 
der Sitzung erheblich negativ aus-
gewirkt hat. 
.  
Top 5: Sonstiges
Wir diskutieren noch die aktuellen 
übergeordneten politischen Proble-
me. 

Rolf Schowalter
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AG 60+ Erlangen

Vorsitzende
Monika Fath-Kelling
Telefon: 897065
kellingmo@nefkom.net

Protokoll der Mitgliederversamm-
lung vom 21.09.2022 in der Thaler-
mühle, Erlangen
1.	 Begrüßung durch die Vorsitzen-

de Monika Fath-Kelling, beson-
ders begrüßt wird als Gast Peter 
Steger. Er ist in der Stadtverwal-
tung für die Belange der Erlanger 
Städtepartnerschaften zustän-
dig, somit auch für die Partner-
schaft Erlangen – Wladimir, die 
ihm besonders am Herzen liegt. 

2.	 Es schließt sich eine ausführli-
che und angeregte, teils kontro-
verse Diskussion zwischen ihm 
und den Anwesenden an. Peter 
Steger läßt seiner tiefen persön-
lichen Enttäuschung über den 
Bruch in der Partnerschaft zu 
Wladimir verursacht durch den 
aktuellen Krieg Russland/Ukrai-
ne, freien Lauf. 

3.	 Hartmut Wiechert beklagt die 
zurückgehenden Aktivitäten mit 
der Städtepartnerschaft Jena. 
Hier ist ganz allgemein auch auf 
europäischer Ebene festzustel-
len, dass selbst bei seit vielen 
Jahrzehnten bestehenden Städ-
tepartnerschaften nur noch we-
nig Austausch stattfindet. Wir 
führen das einerseits auf das 
Näherrücken der Länder in Euro-
pa, gemeinsame Euro-Währung, 
Erasmus-Programm und vieles, 
problemloses Reisen zwischen 
den Ländern ohne Grenzkontrol-
len zurück. Die Städtepartner-
schaften waren wichtige Mei-
lensteine für die Überwindung 
der Folgen von zwei Weltkriegen, 
sowie für die Vertrauensbildung 
und das erneute Kennenlernen 
der Menschen untereinander in 
Europa mit einem „ernüchter-
ten“, demokratischen Deutsch-
land.  

4.	 Wir werden zum Thema Frie-
denspolitik einen weiteren Brief 
an Lothar Binding (AG 60+ Bund) 
schicken. Unser Friedensbeauf-
tragter Hem Aichele hat weite-
re drei Fragen an die Parteilei-
tung angeregt, die über Lothar 
Binding an die Parteiführung 
herangetragen werden sollen: 
 
a)  Aus welchen Gründen hat 
sich die  Bundesregierung (und 
damit auch unsere Partei-

führung) im Rahmen des 100 
Milliarden „Zeitenwende“pro-
gramms auf die US-amerikani-
schen F-35 Lightning II-Bomber 
von Lockheed Martin festgelegt?   
 
b) Was sind die Überlegungen 
und ausschlaggebenden Grün-
de sich weiter unbeirrbar für 
die „nukleare Teilhabe“ auszu-
sprechen? Diese Entscheidung 
läuft immerhin unterzeichneten 
(aber derzeit noch nicht ratifi-
zierten) Verträgen zum Atom-
waffenverzicht und diversen 
Parteitagsbeschlüssen zuwider.  
 
c) Diese Frage richtet sich spe-
ziell an Kevin Kühnert bezüg-
lich seiner Aussage „Ich bin 
Anti-Militarist, kein Pazifist“. 
Welche praktischen Folgen er-
geben sich aus seiner persön-
lichen Haltung  für die Haltung 
der Gesamt-Partei zum Frie-
den bzw. Friedensdiplomatie?  
Verbunden mit der Bitte um 
(evtl. öffentliche) Antwort. (...der 
Bundesvorstand der AG SPD 60 
plus lädt für den 19. Oktober um 
17:30 Uhr ins Willy-Brandt-Haus 
zu einer Diskussion mit dem 
SPD-Fraktionsvorsitzenden Dr. 
Rolf Mützenich zum Thema „AU-
ßEN- UND SICHERHEITSPOLITIK 
NACH DER ZEITENWENDE“ ein... 
böte sich als Gelegenheit an)

5.	 Wir wollen Herrn Bindung zum 
Frühjahr 2023 für eine Veran-
staltung der AG 60+ nach Erlan-
gen einladen. 

6.	 Nächste Termine:  Filmreihe im 
Herbst 2022: Wir haben zwei 
Termine, 12. Oktober 2022, 
15.00 IGM-Saal mit dem Film 
„Wir sind die Neuen“ und 23. 
November 2022, 15:00, da steht 
der Film noch nicht fest, wir ver-
suchen weiterhin Adams Äpfel 
auszuleihen, was sich bislang als 
„schwierig“ gezeigt hat.

Der nächste Sitzungs
termin für  AG 60+ ist 
am  9. November 2022

vorgesehen.

Protokollführerin: Renate Schmidt/
Monika Fath-Kelling
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Unterbezirk
Vorstandssitzung der AG 60+ 
am Mittwoch, 19.10.22 um 15 Uhr  
im August Bebel Haus

Protokoll 

TOP 1: Wo wollen wir als AG 60+ 
des Unterbezirks künftig unseren 
Schwerpunkt setzen.  
Es gibt in der SPD drei gesetzte Ar-
beitsgemeinschaften: JUSOS, ASF 
und 60+. Sie repräsentieren die Mit-
gliedschaft unserer Partei. Wir als 
60+ wollen uns nicht auf die Ge-
brechlichkeitsthematik im Alter 
und was damit an Themen zusam-
menhängt reduzieren. Wir möchten 
durchaus aktuelle politische The-
men bearbeiten, und dann unsere 
Sicht auf diese Punkte aus der Per-
spektive eines älteren Menschen in 
die Parteiarbeit einbringen. Soviel 
um unser Selbstverständnis noch 
einmal klar zu formulieren.

Hartmut bringt als Anschauungs-
material das ambitionierte Pro-
gramm der IG-Metall Senioren von 
2022 mit. Mit Berufung auf das so 
erfolgreiche gemeinsame Filmpro-
jekt der AG 60+ des Kreisverbands, 
wird Hartmut Wiechert als Vorsit-
zender mit der Aufgabe betraut, sich 
mit den IG Metall Senioren abzu-
sprechen, ob in 2023 nicht 2-3 ge-
meinsame Themenabende anstre-
benswert wären. Selbstverständlich 
würden auch bei diesen gemeinsa-
men Themenabenden die Vorberei-
tungsarbeiten geteilt (Referenten 
für bestimmte Themenstellungen 
besorgen, ect.)

TOP 2 Aktuelles:
Auf der Veranstaltung des Kreis-
verbands mit Sebastian Roloff am 
28.10. in der Spielvereinigung Er-
langen wird Helmut Aichele als 
Friedensbeauftragter gebeten, dem 
neu in den Bundestag eingezogenen 
jungen Mann (stellvertr.Vorsitzen-
der der DL (Demokratische Linke) 21)  
folgende Fragen zu stellen:
1.	 Aus welchen Gründen hat sich 

die  Bundesregierung im Rah-
men des 100 Milliarden "Zeiten-
wende"programms auf die US-
amerikanischen F-35 Lightning 
II-Bomber von Lockheed Martin 

festgelegt?  
2.	 Was sind die Überlegungen bzw. 

ausschlaggebenden Gründe der 
Regierung sich weiter völlig un-
beirrbar für die "nukleare Teil-
habe" auszusprechen? Diese 
Entscheidung unterläuft immer-
hin unterzeichnete (aber derzeit 
noch nicht ratifizierte) Verträge 
zum Atomwaffenverbot, sowie  
diverse Parteitagsbeschlüsse. 
Werden in der Fraktion solche 
Fragen noch diskutiert oder be-
handelt? 

3.	 Wie steht die Fraktion zu 
Lars Klingbeils Äußerungen, 
“ Deutschland muss den An-
spruch einer Führungsmacht 
haben.“ und „Friedenspolitik 
bedeutet für mich, auch militä-
rische Gewalt als ein legitimes 
Mittel der Politik zu sehen“? 
Sie stehen konträr zu allem, 
was unsere Partei und  auch 
alle anderen Parteien in den 
vergangenen Jahrzehnten zu 
dem Thema verlautbart haben.  
 
Weiter wird Hartmut gebeten, 
bei seinen Gesprächen mit den 
IG-Metall Senioren auf die Ver-
anstaltung des Erlanger Frie-
densbündnis mit Reiner Braun  
am 8.Dezember aufmerksam zu 
machen.

Protokoll
Monika Fath-Kelling
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